
 
- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 129/07 B 
 
L 3 U 64/05 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 15 U 308/02 (SG Speyer) 
 
 
 
 
............................. , 
 
 

Kläger, Antragsteller und  
Beschwerdeführer, 

 
Prozessbevollmächtigte:   ........................................................., 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft, 
Deelbögenkamp 4, 22297 Hamburg, 
 
 

Beklagte, Antragsgegnerin und 
Beschwerdegegnerin. 

 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. Juli 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und    

K r u s c h i n s k y  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 27. Februar 2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde vor dem 

Bundessozialgericht Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt Langhals beizuordnen, 

wird abgelehnt. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels gestützte Beschwerde ist 

unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a 

Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der ständigen Recht-

sprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass der Zulassungs-

grund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl 2005, IX, RdNr 177 

und 179 mwN). Daran mangelt es hier. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines be-

stimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Der Kläger rügt als Verletzung seines Rechts auf rechtliches Gehör, dass das LSG entschei-

dungserhebliches Vorbringen nicht zur Kenntnis genommen bzw nicht gewürdigt habe, weil es 

nach seinem - des Klägers - Vortrag zur Schwere der Unfallverletzung hätte erkennen müssen, 

dass die eingeholten Gutachten für eine Beurteilung der Sache nicht ausreichten, sodass sich 

das LSG zu weiteren Ermittlungen hätte gedrängt sehen müssen. Mit diesem Vorbringen hat 

der Kläger eine Verletzung des § 62 SGG nicht hinreichend dargelegt. Diese Vorschrift 

konkretisiert den Anspruch auf rechtliches Gehör (Art 103 Abs 1 des Grundgesetzes). Sie soll 

verhindern, dass die Beteiligten durch eine Entscheidung überrascht werden, die auf 

Rechtsauffassungen, Tatsachen oder Beweisergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht 

äußern konnten (s § 128 Abs 2 SGG; vgl BSG SozR 3-1500 § 153 Nr 1; BVerfGE 84, 188, 

190), und sicherstellen, dass ihr Vorbringen vom Gericht zur Kenntnis genommen und in seine 

Erwägungen mit einbezogen wird (BVerfGE 22, 267, 274; 96, 205, 216 f). Das Gericht muss 

jedoch nicht ausdrücklich jedes Vorbringen der Beteiligten bescheiden. Ein Verstoß gegen die 

Pflicht zur Berücksichtigung von Vorbringen ist nur dann anzunehmen, wenn sich dies aus den 

besonderen Umständen des Falles ergibt (BVerfGE, aaO). Diese Voraussetzungen hat der 

Kläger nicht schlüssig dargelegt. Die von ihm gegebene Begründung für die behauptete 

Verletzung seines Rechts auf rechtliches Gehör zielt ausschließlich darauf ab, dem LSG die 

Verletzung seiner Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen vorzuhalten und die 

richterliche Beweiswürdigung anzugreifen. Letzteres ist nach der zitierten Vorschrift des § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein ausgeschlossen. Eine Verletzung des § 103 SGG 

kann nur geltend gemacht werden, wenn sie sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das 
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LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Einen derartigen 

berücksichtigungsfähigen Beweisantrag hat der Kläger indes nicht bezeichnet.  

 

Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Prozesskostenhilfe gemäß § 73a SGG iVm § 114 der Zivilprozessordnung (ZPO) ist dem 

Kläger nicht zu bewilligen, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung nach den obigen 

Ausführungen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Der Antrag auf Beiordnung eines 

Rechtsanwaltes (§ 73a SGG iVm § 121 ZPO) ist abzulehnen, weil der Kläger keinen Anspruch 

auf Prozesskostenhilfe hat. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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